
den. Der möglichen Rückkehr in ihr Asylland 
steht in manchen Fällen entgegen, daß die 
erforderlichen Dokumente abgelaufen sind. 
Der Sonderberichterstatter sprach sich in 
diesem Zusammenhang für ein Recht auf 
Rückkehr in das Asylland auch ohne gültige 
Dokumente aus. 
VI. In seinen Schlußfolgerungen stellt der 
Sonderberichterstatter fest, daß seit dem ln-
gles-Report von 1963 das Verständnis und 
die Anerkennung des Rechts auf Aus- und 
Rückreise gewachsen seien. Zwar werde es 
noch längst nicht ausreichend verwirklicht, 
doch werde zumindest sein Charakter als 
bindendes Recht nicht mehr in Frage ge­
stellt. Nicht zuletzt habe hier die Entwicklung 
des internationalen Tourismus positive Aus­
wirkungen gehabt. Mit Bedauern mußte Mu­
banga-Chipoya allerdings feststellen, daß 
immer noch eine große Zahl Menschen in 
ihren nationalen Grenzen gefangen ist, da 
nationale Interessen einer Öffnung angeblich 
entgegenstehen und die Regierungen Kon­
takte mit rivalisierenden Ideologien unterbin­
den möchten. In vielen Ländern ist zudem 
das Verfahren für die Erteilung der erforderli­
chen Reisedokumente äußerst kompliziert, 
zum Teil müssen auch noch Sondergeneh­
migungen eingeholt werden. Oft finden hier 
auch Ungleichbehandlungen aus Gründen 
der Rassen- oder Religionszugehörigkeit 
statt. Zulässige Beschränkungen, so stellte 
der Sonderberichterstatter fest, gründen 
sich zumeist auf Erfordernisse der nationalen 
Sicherheit und der öffentlichen Ordnung. 
Diese Begriffe, so regte er an, sollten griffiger 
und präziser definiert werden. 
Der Bericht schließt mit Empfehlungen für 
Maßnahmen auf nationaler und internationa­
ler Ebene. Die nationalen Rechtsordnungen 
sollten Staatsangehörigen und Personen mit 
ständigem Wohnsitz das Recht auf Aus- und 
Rückreise garantieren, so Mubanga-Chipo­
ya. Innerstaatliche Beschränkungen der Aus-
und Rückreisefreiheit sollten auf ihre Verein­
barkeit mit internationalen Verpflichtungen 
insbesondere in menschenrechtlichen Ver­
trägen überprüft werden. Erleichtert und be­
schleunigt werden soll die Ausstellung von 
Reisedokumenten; die Kosten hierfür sollen 
nur die tatsächlichen Aufwendungen dek-
ken. 
Auf internationaler Ebene sollte vor allem 
dem Phänomen des >brain drain« und den 
Problemen der Arbeitsemigranten weiter 
nachgegangen werden. 
VII. Als konkrete Maßnahme schlug Mu­
banga-Chipoya der Unterkommission die 
Annahme einer Erklärung über das Recht auf 
Aus- und Einreise vor, die dann später der 
Menschenrechtskommission, dem Wirt-
schafts- und Sozialrat und der Generalver­
sammlung vorgelegt werden soll. Die von 
dem Sonderberichterstatter vorbereitete Er­
klärung basiert auf den schon von Jose D. In­
gles entworfenen Prinzipien zur Aus- und 
Einreisefreiheit. Anregungen gewann der 
Sonderberichterstatter auch aus der im Rah­
men eines Kolloquiums zu diesem Thema in 
Uppsala 1972 verabschiedeten Erklärung 
und der »Straßburger Deklaration über das 
Ausreise- und Rückkehrrecht«, die 1986 auf 
einem vom Internationalen Institut für Men­
schenrechte veranstalteten Expertentreffen 
angenommen worden war. Mubanga-Chipo-

yas 20 Artikel umfassender Deklarationsent­
wurf hebt in seiner Präambel die Bedeutung 
des Rechts auf Aus- und Rückreise hervor 
und verpflichtet in Teil I alle Staaten, diese 
Rechte diskriminierungsfrei zu gewährlei­
sten und innerstaatlich effektiv zu verwirkli­
chen. 
Teil II widmet sich der Ausreisefreiheit. Da­
nach steht jedermann das Recht zu, sein 
Land vorübergehend oder auf Dauer zu ver­
lassen (Artikel 3). Weder der Ausreisende 
noch im Lande verbleibende Angehörige 
dürfen Sanktionen oder Repressalien unter­
worfen werden (Artikel 5). Jedermann hat zu­
dem das Recht, seine persönliche Habe und 
sein Vermögen mitzunehmen (Artikel 9). 
Gleichzeitig wird die Notwendigkeit betont, 
dem Phänomen des »brain drain« entgegen­
zuwirken (Artikel 4). In Artikel 7 findet sich 
eine detaillierte Regelung, unter welchen 
Voraussetzungen die Ein- oder Ausreisefrei­
heit eingeschränkt werden darf. Bemerkens­
wert ist, daß hier der Versuch unternommen 
wurde, so unbestimmte Begriffe wie »not­
wendig«, »nationale Sicherheit« oder »öffent­
liche Ordnung (ordre public)« zu definieren, 
um die Schrankenregelung nicht allzu flexi­
bel erscheinen zu lassen. 
Mit dem Rückkehrrecht befaßt sich Teil III. 
Niemandem darf dieses Recht aberkannt 
werden, auch darf das eigene Land die 
Rückkehrerlaubnis nicht von einem Visum 
oder der Entrichtung von Gebühren abhän­
gig machen (Artikel 10). 
Teil IV proklamiert das Recht von Auslän­
dern, das Land ihres Aufenthalts verlassen 
zu können, Teil V behandelt Reisedokumen­
te und stellt Anforderungen für das Ertei­
lungsverfahren auf (zügig, leicht zugänglich, 
nicht kostenaufwendig, Existenz einer Be­
schwerdeinstanz). Teil VI enthält Ausle­
gungsregeln und die Schlußbestimmun­
gen. 
In den Augen des Sonderberichterstatters 
wäre die Annahme dieses Erklärungsent­
wurfs nur ein erster Schritt. Später wird für 
die Verbreitung der Deklaration zu sorgen 
sein, Informationsveranstaltungen und Se­
minare werden folgen müssen, um das öf­
fentliche Interesse auf dieses Gebiet zu len­
ken. Die Bewährungsprobe schließlich liegt 
darin, inwieweit die Staaten bereit sein wer­
den, eine derartige, überdies im streng recht­
lichen Sinn nicht bindende Erklärung in ihre 
nationalen Rechtsordnungen zu überführen 
und damit ihre Forderungen zu verwirkli­
chen. 
Die Unterkommission zur Verhütung von Dis­
kriminierung und für Minderheitenschutz, der 
er seine Untersuchung unterbreitet hatte, 
entschied auf ihrer 40. Tagung im Sommer 
jedoch zunächst einmal, eine Überarbeitung 
des Deklarationsentwurfs ins Auge zu fassen 
und das Thema 1989 erneut zu behandeln. 

Martina Palm-Risse • 

Menschenrechts-Unterkommission: Wichtige 
Rolle der Nichtregierungsorganisationen — Dis­
kussion über Arbeitsweise des Gremiums — Fall 
Mazilu (39) 
(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 1/ 
1988 S.27f. fort.) 
Die 40. Tagung der Unterkommission zur 

Verhütung von Diskriminierung und für Min­
derheitenschutz vom 8. August bis zum 
2. September 1988 in Genf stellte zugleich 
die erste Zusammenkunft des Expertengre­
miums seit seiner auf der diesjährigen Ta­
gung der Menschenrechtskommission er­
folgten Neuwahl dar (die eine Hälfte der Mit­
glieder ist für zwei und die andere Hälfte auf 
vier Jahre gewählt). Das Gremium, in das 
13 Sachverständige zum erstenmal aufge­
nommen wurden, erfüllte in der neuen Zu­
sammensetzung seine Aufgaben in einer we­
niger politisierten Atmosphäre als während 
der vorangegangenen Amtsperiode. Dazu 
trugen die Verbesserung der Ost-West-Be­
ziehungen wie auch die jüngsten Erfolge der 
Vereinten Nationen bei der Schlichtung von 
Konflikten bei. 
Im Geiste positiver Zusammenarbeit gelang 
es der Unterkommission, auf mehreren sehr 
wichtigen Gebieten Fortschritte zu erzielen, 
die zuvor blockiert gewesen waren. Diese 
bestanden in der Weiterleitung der Studie 
über ein II. Fakultativprotokoll zum Interna­
tionalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte zwecks Abschaffung der Todesstrafe 
an die Menschenrechtskommission — im 
Vorjahr lautete der Beschluß noch auf Nicht-
befassung — sowie in der Verabschiedung 
von Deklarationsentwürfen zur Unabhängig­
keit von Richtern beziehungsweise Anwälten 
und zu den Rechten psychisch Kranker. Dar­
über hinaus machte die Unterkommission 
große Fortschritte bei der Ausarbeitung ei­
nes Prinzipienkatalogs über die Rechte der 
Urbevölkerungen. Der neue Vorsitzende des 
Gremiums, Murlidhar Chandrakant Bhanda-
re aus Indien, erwies sich als den Nichtregie­
rungsorganisationen gegenüber sehr aufge­
schlossen und traf mit ihnen zweimal zu ei­
nem Meinungsaustausch zusammen. 

I. Seit 1982 behandelt die Unterkommis­
sion ihre Arbeitsmethoden, ihr Arbeitspro­
gramm und ihr Verhältnis zur Menschen­
rechtskommission. In ihrer Resolution 
1988/43 hatte die Kommission wieder ihrer 
Sorge Ausdruck verliehen, die Komplemen­
tarität der Arbeit der Unterkommission und 
die Unabhängigkeit als Expertengremium 
möge gewahrt bleiben. Die Kommission erin­
nerte ihre Unterkommission ferner daran, 
daß neue Studien und Aufgaben, die Ausga­
ben erforderlich machten, von den überge­
ordneten Organen abgesegnet werden müs­
sen. 
Als Reaktion auf die Kritik der Kommission 
brachten der norwegische Experte Asbjorn 
Eide und sein niederländischer Kollege 
Theodoor van Boven ein Diskussionspapier 
(E/CN.4/Sub.2/1988/43) ein. Die beiden 
Sachverständigen erinnerten daran, daß es 
Teil des Mandats der Unterkommission ge­
mäß Resolution 8(XXIII) der Menschen­
rechtskommission sei, einen Bericht zu er­
stellen, der Informationen über die Verletzun­
gen der Menschenrechte und Grundfreihei­
ten auf der Basis aller verfügbaren Informa­
tionen enthält. Dies sei bisher in der eigent­
lich gewünschten Art und Weise nicht ge­
schehen. In den meisten Fällen wies die Un­
terkommission — in der Form von Resolutio­
nen — die Menschenrechtskommission nur 
auf solche Situationen hin, über die die Kom­
mission ohnehin bereits kritisch wachte. Das 
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Arbeitspapier empfahl, der Erstellung eines 
solchen Berichts erneute Aufmerksamkeit zu 
widmen. Er solle eine Zusammenfassung der 
Informationen beinhalten, die der Unterkom­
mission präsentiert und gegebenenfalls mit­
tels weiterer Rückfragen geprüft worden 
seien. Dem Bericht könne auch eine umfas­
sende Resolution beigegeben werden, die 
die Schwerpunkte setze und der Menschen­
rechtskommission als »Frühwarnsignal« die­
nen könne. 
In der weiteren Diskussion über das Verhält­
nis der Unterkommission zur Kommission 
wiederholten sich die Argumente aus den 
früheren Jahren. Der ägyptische Experte Ah­
med Khalifa nahm jedoch die Haltung ein, 
der Tagesordnungspunkt solle abgeschafft 
werden und die Unterkommission solle als 
gänzlich unabhängiges Gremium agieren. 
Mit knapper Mehrheit entschied die Unter­
kommission, den Tagesordnungspunkt, der 
ihre eigene Arbeit betrifft, nur noch alle zwei 
Jahre zu behandeln. 
II. Unter dem Tagesordnungspunkt >Men-
schenrechtsverletzungen< erörterte die Un­
terkommission Verletzungen durch 28 Staa­
ten: Äthiopien (Eritrea), Afghanistan, Alba­
nien, Bangladesch, Birma, Brasilien, Chile, 
China (Tibet), El Salvador, Guatemala, Haiti, 
Indonesien (Osttimor), Irak, Iran, Israel 
(besetzte Gebiete), Kamputschea, Kolum­
bien, Republik Korea, Libyen, Paraguay, 
Peru (ethnische Gruppe der Yora), Philippi­
nen, Rumänien (ungarische Minderheit), 
Saudi-Arabien, Sudan (ethnische Gruppe 
der Dinka), Südafrika, Türkei und Vereinigte 
Staaten (Indianer, Puerto Rico). In diesem 
Jahr wurde die Diskussion so organisiert, 
daß die Experten erst sprachen, nachdem 
die nichtstaatlichen Organisationen ihre An­
klagen erhoben und die entsprechenden Re­
gierungen darauf geantwortet hatten. Auf 
diese Weise konnten die Mitglieder der Un­
terkommission ein Bild gewinnen, inwieweit 
die beschuldigten Regierungen sich koope­
rativ zeigten oder nicht. 
Ein belgischer Arzt gab eine Erklärung über 
den Einsatz chemischer Waffen gegen die 
Kurden seitens Iraks ab. Dieser Erklärung 
schloß sich die Internationale Juristenkom­
mission an; die Menschenrechtsorganisation 
Amnesty International widmete ihre gesamte 
Erklärung der Situation in Irak. Der Vertreter 
des >Four Directions Councils einer Emanzi­
pationsbewegung von Urbevölkerungen, kri­
tisierte die Art und Weise, in der der Tages­
ordnungspunkt »Menschenrechtsverletzun­
gen« abgehandelt wird. Die meisten der for­
mellen Reaktionen der Unterkommission 
würden in Resolutionen ausgedrückt, die nur 
aus einem Appell zu Wohlverhalten bestün­
den und einer Verurteilung der gegenwärti­
gen Situation. Hinzu käme noch, daß gerade 
die Regierungen, die auf eine solche Art an­
gesprochen würden, sich am wenigsten et­
was aus offiziellen Verurteilungen machten. 
Auch würden die Wurzeln der Misere kaum 
beachtet, die meistens sozio-ökonomischer 
Natur seien. 
Der norwegische Experte Asbjorn Eide stellte 
einige Überlegungen allgemeinerer Art zu 
diesem Tagesordnungspunkt an. Er schlug 
vor, die Rolle von UN-Organen bei der Be­
handlung von Menschenrechtsverletzungen 
solle darin bestehen, 

• die Verletzungen und die dafür Verant­
wortlichen zu identifizieren, 
• Wege zu finden, in einer solchen Art und 
Weise mit den Regierungen zusammenzuar­
beiten, daß die Verletzungen beendet wür­
den, und 
• Wiedergutmachung für die Betroffenen 
zu leisten. 
Seine Hoffnung galt den Beratungsdiensten 
(advisory services), und er empfahl, daß mili­
tärische und Sicherheitskräfte in einer Art 
und Weise ausgebildet werden sollten, daß 
sie die Spielregeln der Demokratie akzeptier­
ten. 
In diesem Jahr führten die Diskussionen der 
Unterkommission zur Annahme von Resolu­
tionen über die Situation in folgenden sechs 
Ländern: Albanien, Chile, El Salvador, Gua­
temala, Haiti und Israel. (Unter anderen Ta­
gesordnungspunkten wurden auch Südafri­
ka und Namibia behandelt.) Eine weitere Re­
solution betraf die Empfehlung, an Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen Wiedergut­
machungszahlungen zu leisten. 
Es wurde ferner beschlossen, die Resolu­
tionsentwürfe hinsichtlich Iraks und Indone­
siens nicht zu verabschieden. Gegen eine 
Resolution in Sachen Irak gab es scharfe 
Opposition der fünf aus arabischen Ländern 
kommenden Mitglieder der Unterkommis­
sion. Sie verwiesen auf die im Völkerbundpa­
last angelaufenen Friedensverhandlungen 
und auf das stillschweigende Übereinkom­
men, die Lage in Irak nicht öffentlich zu be­
handeln, solange sie unter die vertrauliche 
Prozedur gemäß Resolution 1503 des Wirt­
schafts- und Sozialrats fiele. Im vorangegan­
genen Jahr war eine Verurteilung Indone­
siens wegen seiner Behandlung von Ost­
timor zustande gekommen, das Indonesien 
»verbarrikadiert« habe. In diesem Jahr hatte 
Indonesien eine starke Lobby mobilisiert; mit 
10 Stimmen gegen 9 bei 5 Enthaltungen er­
kannte die Unterkommission auf Nichtbefas-
sung. 
III. Zu Recht aggressiv reagierte die Unter­
kommission auf das Nichterscheinen des 
ehemaligen rumänischen Experten Dumitru 
Mazilu, der zum Sonderberichterstatter für 
das Thema »Jugend und Menschenrechte« 
ernannt worden war. Mit seiner Nicht-Wie­
derbenennung durch Rumänien als Kandidat 
bei der Wahl der Mitglieder des Sachverstän­
digengremiums war sein Mandat als Sonder­
berichterstatter nicht ausgelaufen. Bei der 
Eröffnung der 40. Tagung der Unterkommis­
sion drückten sowohl der scheidende Vorsit­
zende Leandro Despouy aus Argentinien als 
auch der für Menschenrechtsfragen zustän­
dige Untergeneralsekretär Jan Martenson 
ihre Betroffenheit über den Fall Mazilu aus. 
Entsprechend einem handgeschriebenem 
Brief Mazilus, der in der Unterkommission 
zirkulierte, hatte ihm die rumänische Regie­
rung im Jahre 1987 seine Teilnahme an der 
Tagung versagt; er wurde seitdem Tag und 
Nacht beschattet. 
Die Unterkommission schickte während ihrer 
diesjährigen Tagung ein Telegramm an den 
UN-Generalsekretär, mit dem sie ihn ersuch­
te, die rumänische Regierung wissen zu las­
sen, daß die Unterkommission dringend in 
persönlichen Kontakt mit Herrn Mazilu treten 
müsse. Die Regierung solle dabei behilflich 
sein, den augenblicklichen Aufenthaltsort 

von Mazilu festzustellen, und der Unterkom­
mission den Besuch eines ihrer Mitglieder 
und eines Bediensteten des Sekretariats ge­
statten, damit diese ihn bei der Fertigstellung 
seiner Studie unterstützen könnten, falls er 
dies wünsche. Die Bukarester Regierung 
antwortete darauf, der Generalsekretär habe 
keine juristische Basis, in einer Angelegen­
heit zwischen ihr und einem ihrer Staatsbür­
ger zu intervenieren. Sie lehnte auch den 
geplanten Besuch in Rumänien ab. 
Nach diesem ablehnenden Bescheid verab­
schiedete die Unterkommission eine Resolu­
tion (+16; - 4 ; =3), die den Generalsekretär 
beauftragte, noch einmal mit der rumäni­
schen Regierung in Kontakt zu treten. Sie 
beschloß des weiteren, nach einem ableh­
nenden Bescheid solle dann die Menschen­
rechtskommission über den Wirtschafts­
und Sozialrat den Internationalen Gerichts­
hof im Haag um ein Gutachten über Mazilus 
Status als von der Unterkommission bestell­
ter Sonderberichterstatter bitten. 

Ilka Bailey-Wiebecke • 

Menschenrechtsinstrumente: Treffen der Vorsit­
zenden — Verbesserungsvorschläge (40) 

Seit 1982 hat sich die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen mit den Problemen 
zu befassen, die bei der Berichterstattung 
der Staaten über die Verwirklichung der von 
ihnen ratifizierten Verträge auf dem Gebiet 
der Menschenrechte auftreten. Die erste Zu­
sammenkunft von Vorsitzenden der im Zu­
sammenhang mit den entsprechenden Ver­
trägen errichteten Gremien fand 1984 in New 
York statt. Ihre Ergebnisse fielen etwas ma­
ger aus; außer der Tatsache, daß viele ge­
meinsame Probleme bestehen, und der An­
regung, daß man in Zukunft Koordinierungs­
maßnahmen treffen solle, stand nicht viel in 
dem einschlägigen Bericht (A/39/484). Wäh­
rend sich die erste Tagung dieser Art auf 
mehr prozedurale Probleme konzentrierte, 
ging es bei dem zweiten Treffen schon eher 
um die Substanz. Die Generalversammlung 
hatte im Jahre 1987 in ihrer Resolu­
tion 42/105 den Generalsekretär ersucht, ein 
zweites Treffen der Vorsitzenden einzuberu­
fen, das dann vom 10. bis 14. Oktober 1988 
in Genf stattfand. 
Die folgenden sechs Gremien waren vertre­
ten, meist durch ihren Vorsitzenden: der Aus­
schuß für die Beseitigung der rassischen 
Diskriminierung (CERD), der Menschen­
rechtsausschuß (CCPR), der Ausschuß für 
die Beseitigung der Diskriminierung der Frau 
(CEDAW), der Ausschuß für wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte (CESCR), der 
Ausschuß gegen Folter (CAT) und die der 
Menschenrechtskommission zugeordnete 
Dreiergruppe zur Überwachung der Einhal­
tung des Internationalen Übereinkommens 
über die Bekämpfung und Ahndung des Ver­
brechens der Apartheid. Dabei war auch der 
Vorsitzende der diesjährigen Tagung der 
Menschenrechtskommission. 
Behandelt wurden die Harmonisierung der 
Richtlinien für die Berichterstattung, Periodi­
zität und beschleunigte Behandlung der Be­
richte, Projekte der technischen Hilfe für die 
Autoren der Berichte in den Hauptstädten 
der Vertragsstaaten, schließlich auch die 
Frage künftiger Koordinierung, vor allem 
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